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Gegenstand: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Verwaltungsstrafgesetz geändert 
wird (Anonymverfügung) 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft beehrt 

./. sich, in der Anlage 25 Ablichtungen seiner Stellungnahme zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Verwaltungsstraf­

gesetz geändert wird, zu übermitteln. 

Für die Richtigkeit 
der AUSfe�g: 

r 
I 

Für den Bundesminister: 

i.A. Dr. Röß 
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REPUBLIK öSTERREICH 
B UNDESMINIS TERIUM WI EN, 1984 07 02 

FOR LAND· UND FORSTW I RTSCHAFT 

Zl.11.902/03-1 1/84 

Telefon: 7500 Klappe 6989 Dw. 

-I An das 

Bundeskanzleramt­
Verfassungsdienst 

_I 

Ballhausplatz 2 

1014 VI i e n 

_I 

Gegenstand: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Verwaltungsstrafgesetz geändert 
wird (Anonymverfügung) 

zu Zl. 601.468/23-V/1/84 

Mit Bezug auf die im Gegenstand ergangene do.Note vom 

23.Mai 1984 teilt das Bundesministerium für Land- und Forst­

wirtschaft mit, daß gegen den Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Verwaltungsstrafgesetz geändert wird, grundsätzlich 

kein Einwand besteht. 

Bei der AusJegung des § 49 a (Anonymverfügung) geht das Bundes­

ministerium für Land- und Forstwirtschaft von folgenden Über­

legungen aus: 

1. Anonymverfügungen sind im abgekürzten Verfahren ergangene 

Bescheide im Sinne des B-VG. 

2. Die Voraussetzungen des § 49 a Abs.1 lit.b sind von der 

zuständigen Beh�rde im Einzelfall auf Grund der in der Anzeige 

des Meldungslegers vorgenommenen Sachverhaltsdarstellung zu 

überprijfen. 

3. Der im § 49 8 Abs.L,- geforderte "Nahebezug" des Empf8ngers 

einer Anonymverfügung zum unbekannten 'I'�ter, muB U edenfalls 

auch) durch die Rechtsordnung begrUndet sein (vgl. z.B. die 

im § 103 Abs.2 KFG 1r:67 normierten Pf�ichten des Zulassung�-
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besitzers ) . Der Umstand, daß der Empfänger einer Anonym­

verfügung tatsächlich der Täter ist, schließt die Anwendung 

des § 49 a VStG 1950 nicht aus, soferne im Zeitpunkt der 

Verhängung der Täter der Behörde im Sinne des Abs.1 unbekannt 

ist. 

Abschließend wird angeregt, § 50 Abs.7 VStG 1950 der vorge­

schlagenen Regelung des § 49 a Abs.7 anzupassen ( Berücksichti­

gung der nicht mittels Beleg erfolgten Bezahlung im weiteren 

Strafverfahren ) . Wunschgemäß wurden 25 Ausfertigungen der 

Stellungnahme des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­

schaft dem Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Für die Richtigkeit 
der AUSf�g: 

I 

Für den Bundesminister: 

i.A. Dr. Röß 
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